Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3533 


Sachgebiet 12 


Vorblatt 


Änderung des Verfassungsschutzgesetzes 
(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Die in dem Gesetz über die Zusammenarbeit des Bundes und 
der Länder in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes ent- 
haltene Aufgabenzuweisung an das Bundesamt für Ver- 
fassungsschutz (BfV) enthielt bisher keine ausdrückliche Rege- 
lung über die 

a) Beobachtung von Bestrebungen im Bundesgebiet, durch die 
auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland ge- 
fährdet werden, 

b) Beobachtung geheimdienstlicher Tätigkeiten für fremde 
Staaten, 

c) Mitwirkung der Verfassungsschutzbehörden bei Angelegen- 
heiten des personellen und materiellen Geheimschutzes, 

d) Befugnis, nachrichtendienstliche Mittel anzuwenden. 

Die Rechtmäßigkeit der Wahrnehmung solcher Aufgaben unter 
Anwendung nachrichtendienstlicher Mittel wurde bisher aus 
dem allgemeinen gesetzlichen Auftrag der Verfassungsschutz- 
behörden abgeleitet. Diese Schlußfolgerung hat jedoch ver- 
einzelt Bedenken hervorgerufen. 


B. Lösung 

Ausdrückliche Übertragung der oben erwähnten Aufgaben und 
Befugnisse auf die Behörden für Verfassungsschutz. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kasten 

Die Mehrbelastung des Bundeshaushalts wird ab 1971 auf 1,3 
Millionen DM geschätzt. Über die zusätzlichen Kosten der Län- 
der können noch keine Angaben gemacht werden. 
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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Zusammenarbeit 
des Bundes und der Länder in Angelegenheiten des VerfaS' 
sungsschutzes (VerfSchutzÄndG) 

— Drucksache Vl/1179 — 


A. Bericht des Abgeordneten Vogel und Siegler Schmidt *) 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache Vl/1179 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 15. Juni 1972 


Der Innenausschuß 

Dr. Sdiäfer (Tübingen) Vogel Sieglersdunidt 

Vorsitzender Berichterstatter 


*) folgt als zu Drucksache VI/3533 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Zusammenarbeit 
des Bundes und der Länder in Angelegenheiten des Verfas- 
sungsschutzes (VerfSchutzAndG) 

— Drucksache VI/1 179 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die 
Zusammenarbeit des Bundes und ^er Länder 
in Angelegenheiten des Verfassungssdiutzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 3 Abs, 1 des Gesetzes über die Zusammen- 
arbeit des Bundes und der Länder in Angelegenhei- 
ten des Verfassungssdiutzes vom 27. September 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 682) erhält folgende Fas- 
sung: 


„(1) Aufgabe des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz und der nach § 2 Abs. 2 bestimmten Behör- 
den ist die Sammlung imd Auswertung von Aus- 
künften, Nachrichten und sonstigen Unterlagen über 

1. Bestrebungen, die eine Aufhebung, Änderung 
oder Störung der verfassungsmäßigen Ordnung 
im Bund oder in einem Land oder eine unge- 
setzliche Beeinträchtigung der Amtsführung von 
Mitgliedern verfassungsmäßiger Organe des 
Bundes oder eines Landes zum Ziele haben, ein- 
schließlich sicherheitsgefährdender oder geheim- 
dienstlicher Tätigkeiten für eine fremde Macht 
im Bundesgebiet, 

2. Bestrebungen von Ausländern, die geeignet 
sind, die innere oder äußere Sicherheit oder aus- 
wärtige Belange der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu beeinträchtigen," 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die 
Zusammenarbeit des Bundes und der Länder 
in Angelegenheiten des Verfassungssdiutzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 3 des Gesetzes über die Zusammenarbeit des 
Bundes und der Länder in Angelegenheiten des 
Verfassungsschutzes vom 27. September 1950 (Bun- 
desgesetzbl. S. 682) erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

(1) Aufgabe des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz und der nach § 2 Abs. 2 bestimmten Behör- 
den ist die Sammlung und Auswertung von Aus- 
künften, Nachrichten und sonstigen Unterlagen über 

1. Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demo- 
kratische Grundordnung, den Bestand und die 
Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerich- 
tet sind oder eine ungesetzliche Beeinträchti- 
gung der Amtsführung von Mitgliedern verfas- 
sungsmäßiger Organe des Bundes oder eines 
Landes zum Ziele haben, 

2. sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche 
Tätigkeiten im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
für eine fremde Macht, 

3. Bestrebungen im Bundesgebiet, die durch An- 
wendung von Gewalt oder darauf gerichtete 
Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange 
der Bundesrepublik Deutschland gefährden. 

(2) Ferner wirken das Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz und die nach § 2 Abs. 2 bestimmten 
Behörden mit 
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Entwurf Beschlüsse des 4. Ausschusses 

1. bei der Überprüfung von Personen, denen im 
öffentlichen Interesse geheimhaltungsbedürftige 
Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse an- 
vertraut werden, die Zugang dazu erhalten sol- 
len oder ihn sich verschaffen können, 

2. bei der Überprüfung von Personen, die an sicher- 
heits empfindlichen Stellen von lebens- und ver- 
teidigungswichtigen Einrichtungen beschäftigt 
sind oder werden sollen, 

3. bei technischen Sicherheitsmaßnahmen zum 
Schutz von im öffentlichen Interesse geheimhal- 
tungsbedürftigen Tatsachen, Gegenständen oder 
Erkenntnissen gegen die Kenntnisnahme durch 
Unbefugte. 

(3) Polizeiliche Befugnisse oder Kontrollbefug- 
nisse stehen dem Bundesamt für Verfassungsschutz 
nicht zu. Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben nach 
Absatz 1 und Absatz 2 ist es befugt, nachrichten- 
dienstliche Mittel anzuwenden. Das Amt darf einer 
polizeilichen Dienststelle nicht angegliedert wer- 
den. 

(4) Die Gerichte und Behörden und das Bundes- 
amt für Verfassungsschutz leisten sich gegenseitig 
Rechts- und Amtshilfe (Artikel 35 GG)." 


Artikel 2 Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 unverändert 

des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 


Artikel 3 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


unverändert 
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